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Einleitung 

Diese Arbeit befaßt sich mit der Frage, wie dem Schecknehmer recht-
lich und tatsächlich die Sicherheitl gegeben werden kann, daß ein von 
ihm entgegengenommener Scheck von der bezogenen Bank eingelöst 
werden wird. Der Scheck soll, obwohl er nur eine Anweisung auf vor-
handenes Guthaben (Art. 3 SchG) ist, so gut wie bares Geld sein und so 
bereitwillig wie dieses entgegengenommen werden. 

Es handelt sich also um einen Teil der Bemühungen um die Förderung 
des Scheckverkehrs. 

1. Einordnung des Themas nach wirtschaftlieben Gesichtspunkten 

Der Scheckverkehr bildet zusammen mit der Einzel- und Dauerüber-
weisung, der Lastschrift, dem Akkreditiv und der Kreditkarte das System 
des bargeldlosen Zahlungsverkehrs2• Der Anteil eines jeden Instruments 
am bargeldlosen und am gesamten Zahlungsverkehr wird durch die 
Zahlungsgewohnheiten der Wirtschaftssubjekte bestimmt. Er läßt sich 
durch die Änderung der Zahlungsgewohnheiten zuungunsten der an-
deren Instrumente oder der baren Zahlung ausdehnen. 

Die Zahlungsgewohnheiten und damit die Verbreitung eines Instru-
ments hängen einerseits von dessen Kosten ab3, und zwar hauptsächlich 
von denen, die die technische Ausgestaltung des Zahlungsvorganges und 
die Organisation des Zahlungsverkehrs bei den einzelnen Wirtschafts-
subjekten verursachen4• Dabei sprechen technische Gründe für die Ver-

1 Es besteht kein einheitlicher Sprachgebrauch; es wird auch vom "Schutz 
des Schecknehmers" gesprochen. W. Schütz, Die Fortbildung des Scheckrechts 
durch die Praxis. In: NJW 68, 721 ff., verwendet beide Begriffe gleichbedeu-
tend. 

2 bzw. des bargeldsparenden Zahlungsverkehrs. Zum System des Zahlungs-
verkehrs s. Obst-Hintner, Geld-, Bank- und Börsenwesen. 35. Auf!. von Otto 
Hintner, Stuttgart 1963, S. 43 ff. 

3 Zwar hat jeder am Zahlungsvorgang Beteiligte Kosten und wird je nach 
Instrument verschieden belastet; dennoch darf auf die Gesamtkosten abge-
stellt werden, da sich das Instrument durchsetzt, dessen Gesamtkosten am 
niedrigsten sind. Wer die Kosten trägt, ist eine andere Frage. 

4 So ging z. B. der Postkartenscheckverkehr nach der Erhöhung der Postge-
bühren am 1. 1. 1963 zurück, s. Deutscher Sparkassen- und Giroverband, Jah-
resbericht 1963, S. 86. Solange die Verwaltungskosten der Banken nur einen 
geringen Teil ihrer Gesamtkosten ausmachten, waren die Banken weder sehr 
kostenempfindlich noch rationalisierungsbewußt (NN, Der Zwang zu Auto-
matisation. In: ZKW 62, 911; Düvel, Die Preisbildung im Bankbetrieb. In: 
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wendung der verschiedenen Instrumente für jeweils bestimmte Arten 
von Zahlungsvorgängen5• 

Weitere Kosten ergeben sich aus der rechtlichen Ausgestaltung der 
Instrumente, wenn nämlich die Rechtsordnung zusätzliche Arbeitsgänge 
bei der Durchführung des einzelnen Zahlungsvorganges erfordert6• 

Außerdem können Verluste durch unerlaubte Handlungen entstehen; 
diese Schäden sind als außerordentliche Kosten aufzufassen. 

Die Zahlungssitten beruhen andererseits auf psychischen Faktoren. So 
mag aus traditioneller Haltung oder auf Grund irrationaler Bewertung 
der schlechten Erfahrungen, die mit einem Instrument (dem Scheck) ge-
macht worden sind, eine andere Zahlungsweise, insbesondere die Bar-
zahlung, bevorzugt werden. 

Schließlich regelt der Staat den Zahlungsverkehr, um seine Interessen, 
wie z. B. das Bargeldmonopol der Bundesbank (§ 35 BBankG), zu 
wahren. 

In dieser Arbeit geht es um die Minderung des Verlustrisikos und um 
die Senkung der außerordentlichen Kosten: Der Scheck soll so gut wie 
bares Geld sein. Das berührt die staatlichen Interessen an der Währung. 

Österr. BankA 61, 278 ff.). Der Zahlungsverkehr war ein Zuschußgeschäft; des-
sen Verlust wurde aus dem Gewinn des Kreditgeschäftes, der durch die hohen 
gesetzlichen Zinssätze entstand, abgedeckt (Joachim Silchting, One Check Pay-
roll Services. In : ZKW 63, 153). Die Banken kannten die Kosten kaum. Die spo-
radischen Kostenberechnungen und -vergleiche von Scheck und Überweisung 
zeigen unterschiedliche Ergebnisse (Übersicht bei Oswald Hahn, Die Möglich-
keiten einer Förderung des Scheckverkehrs, Frankfurt 1962, S. 18 (im Folgen-
den zitiert mit "Hahn, Förderung") und Uwe Trurnit, Analytischer Vergleich 
zwischen Verrechnungsscheck und Überweisung vom Standpunkt der Kredit-
institute. Schriften des Instituts für das Spar-, Giro- und Kreditwesen, Bd. 29, 
Berlin 1966, S. 237 ff.). Eine eingehende Untersuchung über die Kosten von 
Überweisung und Verrechnungsscheck, die im Bankensystem entstehen, hat 
Uwe Trurnit geliefert. Seit der Zunahme der Lohnkonten bemühen sich die 
Banken stärker darum, den Zahlungsverkehr zu rationalisieren. Die erste 
Rationalisierungsphase bildete die Einführung des Lochkartenverfahrens (Li-
teratur bei Dietrich Lang, Scheckeinlösung und Lochkartenverfahren. In: Spar-
kasse 65, 142); die zweite Phase bestand in der Einführung des Magnetschrift-
verfahrens und der elektronischen Datenverarbeitung (Literatur in den Fach-
zeitschriften ZKW [jeweils Heft 19] und Bank-B). 

5 s. z. B. für Scheck und Lastschrift unter 2. b). 
6 Wie z. B. die eigenhändige Unterschriftsleistung bei der Ausstellung eines 

Schecks (§ 126 BGB i. V. m. Art. 1 SchG) oder die Prüfung der Indossamenten-
kette beim Orderscheck. Diese können die technischen Vorteile mindern oder 
sogar aufheben. 
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2. Die historische Einordnung der Problematik 

a) Die Entwicklung bis 1945 

In der Entwicklung des Scheckverkehrs in Deutschland nach 1850 war 
das Problem der Sicherung der Schecknehmer von untergeordneter Be-
deutung. Dennoch soll auf diese Entwicklung eingegangen werden, da 
auf Grund der damaligen Probleme die Rechtsfragen geregelt worden 
sind, die heute für die rechtliche Sicherung der Schecknehmer entschei-
dend sind. 

Es ging darum, die organisatorischen Grundlagen für den bargeldlosen 
Zahlungsverkehr zu schaffen und ihn zu propagieren. Denn einerseits 
stieg der Bedarf an Zahlungsmitteln, und zwar wegen der stärkeren 
Arbeitsteilung, sogar überproportional im Verhältnis zum Wachstum 
der Wirtschaft; dieser Bedarf konnte aber durch eine Goldwährung nicht 
gedeckt werden, so daß andere Zahlungsmittel eingeführt werden muß-
ten7. Andererseits verlangte der Zahlungsverkehr wegen seines Um-
fangs und seiner Kosten nach Rationalisierung8• Die Gold- und damit 
Geldknappheit löste die einzelnen Phasen verstärkter Förderung des 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs aus9• Der Entzug der gerichtlichen Depo-
siten 1876 verringerte die Einlagen bei der Reichsbank erheblich. Wegen 
der Notensteuer (§ 9 RBankG vom 14. 3. 1875) war sie daran interessiert, 
den Betrag der ungedeckten Banknoten unterhalb einer bestimmten 
Grenze zu halten. Die Reichsbank, mit der Pflege des Zahlungsverkehrs 
durch§ 13 Nr. 5 RBankG beauftragt, versuchte, diesen Engpaß durch die 
Förderung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs zu beseitigen10• Im eige-
nen Geschäftsverkehr beschränkte sie sich auf private Kontoinhaber mit 
großem Zahlungsverkehr11• Zugleich organisierte und vermittelte sie den 
Zahlungsverkehr der anderen Kreditinstitute12• Damit bestimmte sie die 
rechtliche Entwicklung des Schecks. 

Für den Fernverkehr hielt sie die Überweisung für das geeignetere Instru-
ment und zog sie dem Scheck vor. Der Scheckverkehr erhielt den Vorrang im 

7 Der Reichtum Englands wurde mit auf den ausgebildeten Scheckverkehr 
zurückgeführt, s. Seyd a.a.O. S. 2 f., 26. 

8 Seyd a.a.O. S. 40. Zur Illustration des damaligen Zahlungsverkehrs s. W. 
Jevons, Geld und Geldverkehr, Leipzig 1876, S. 286. 

8 Vgl. Atfred Enke, Der bargeldlose Zahlungsverkehr nach Stabilisierung der 
deutschen Währung. Diss. Frankfurt. Leipzig 1927, S. 29. 

10 Die Reichsbank 1876-1900, Berlin o. Jg., S. 51; Richard Koch, Über Giro• 
Verkehr und den Gebrauch von Checks als Zahlungsmittel. In: Archiv für HR 
37, 101, 232. 

11 Hermann Engler, Der bargeldlose Zahlungsverkehr in Deutschland und 
die Möglichkeiten seiner Verbesserung, Diss. Frankfurt 1928, S. 32. 

12 In Deutschland fehlten die geeigneten Banken, s. für viele Koch a.a.O. 
S. 232 ff. und: Abrechnungsstellen (Clearing-Häuser) in Deutschland und deren 
Vorgänger. In: ZHR 29, 59, 78 ff.; Georg Obst, Theorie und Praxis des Check-
verkehrs, Stuttgart 1899, S. 63 f. 


